
Schriftliche Anfrage
des Abgeordneten Christian Zwanziger BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
vom 27.11.2019

Auswirkungen des § 13b BauGB auf den Flächenfraß in Bayern

Im Mai 2017 trat der neue § 13b Baugesetzbuch (BauGB) in Kraft, der Kommunen ein 
beschleunigtes Verfahren bei der Ausweisung von Baugebieten mit einer maximalen 
bebauten Grundfläche von 10.000 Quadratmetern (m²) erlaubt. Die jüngste Veröffent-
lichung des Landesamtes für Statistik zum Flächenverbrauch legt nahe, dass diese 
Regelung mitverantwortlich für den Anstieg des täglichen Flächenverbrauchs von nun-
mehr 11,7 Hektar pro Tag im Jahr 2017 ist.

Ich frage die Staatsregierung:

1. a) Wie viele Kommunen haben bisher vom neuen § 13b BauGB Gebrauch ge-
macht? 

 b) Welche Kommunen haben bisher vom neuen § 13b BauGB Gebrauch gemacht?

2. a) Wie viele einzelne Bebauungspläne nach § 13b BauGB hat jede dieser Kommu-
nen ausgewiesen?

 b) Welcher Flächenkategorie nach der ALKIS-Definition (ALKIS = Amtliches Liegen-
schaftskatasterinformationssystem) der „Tatsächlichen Nutzung“ (TN) gehörten 
die einzelnen Flächen vor der Ausweisung an?

 c) In welchen Gebietskategorien nach Ziel 2.2.1 Landesentwicklungsprogramm 
Bayern 2018 liegen die einzelnen Flächen? 

3. a) Wie hoch ist der bereits eingetretene Flächenverbrauch durch die Ausweisung 
von Baugebieten nach § 13b BauGB?

 b) Welche tatsächlich nutzbare Wohnfläche wurde auf diesen Flächen errichtet?

4. a) Wie hoch ist der noch zu erwartende Flächenverbrauch durch die bereits erfolgte 
Ausweisung von Baugebieten nach § 13b BauGB?

 b) Welche tatsächlich nutzbare Wohnfläche soll auf diesen Flächen errichtet wer-
den?

5.  Gibt es Überlegungen seitens der Staatsregierung oder auf Bundesebene, die in 
§ 13b BauGB genannte Frist zu verlängern?

Antwort
des Staatsministeriums für Wohnen, Bau und Verkehr
vom 27.03.2019

Vorbemerkung:
Die Anfrage bezieht sich überwiegend auf Daten von Bebauungsplanverfahren, die kei-
ner staatlichen Genehmigung unterliegen und über die bei staatlichen Stellen keine 
Statistiken geführt werden. Sie könnten daher nur bei den jeweiligen Gemeinden eruiert 
werden. Eine Umfrage bei sämtlichen Gemeinden Bayerns anlässlich einer Schriftli-
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chen Anfrage würde zu einem unverhältnismäßig hohen Verwaltungsaufwand sowohl 
bei staatlichen wie auch bei kommunalen Stellen führen.

Das Staatsministerium für Wohnen, Bau und Verkehr hat aber bereits im Mai 2018 
in Zusammenarbeit mit den Kommunalen Spitzenverbänden eine Umfrage bei den 
baye rischen Gemeinden zur Anwendung des § 13b BauGB durchgeführt. Auf die dabei 
gewonnenen Erkenntnisse wird im Rahmen der nachstehenden Beantwortung zurück-
gegriffen. Es beteiligten sich 1.128 der 2.056 bayerischen Gemeinden. Die Datensätze 
weisen in Teilen Ungenauigkeiten auf, da beispielsweise die Beiträge einer Verwal-
tungsgemeinschaft nicht immer einer bestimmten Mitgliedsgemeinde zugeordnet wer-
den können. Bewusst wurde damals mit Blick auf den Aufwand seitens der Kommunen 
bei der freiwilligen Umfrage und in Abstimmung mit den Kommunalen Spitzenverbän-
den von einer umfassenden, gemeindescharfen Erhebung abgesehen. 

1. a) Wie viele Kommunen haben bisher vom neuen § 13b BauGB Gebrauch ge-
macht? 

Bei der Umfrage vom Mai 2018 gaben 384 bayerische Kommunen an, Gebrauch vom 
§ 13b BauGB zu machen.

 b) Welche Kommunen haben bisher vom neuen § 13b BauGB Gebrauch ge-
macht?

Eine Auflistung der betreffenden Kommunen ist in Anlage 1 enthalten.

2. a) Wie viele einzelne Bebauungspläne nach § 13b BauGB hat jede dieser Kom-
munen ausgewiesen?

Im Rahmen der Umfrage wurden 122 abgeschlossene Verfahren angegeben.

 b) Welcher Flächenkategorie nach der ALKIS-Definition (ALKIS = Amtliches 
Liegenschaftskatasterinformationssystem) der „Tatsächlichen Nutzung“ 
(TN) gehörten die einzelnen Flächen vor der Ausweisung an?

Hierzu liegen der Staatsregierung keine Informationen vor.

 c) In welchen Gebietskategorien nach Ziel 2.2.1 Landesentwicklungspro-
gramm Bayern 2018 liegen die einzelnen Flächen? 

Von den 122 abgeschlossenen Verfahren betrafen 93 Prozent Flächen im ländlichen 
Raum, 7 Prozent der abgeschlossenen Verfahren betrafen Flächen im Verdichtungs-
raum.

3. a) Wie hoch ist der bereits eingetretene Flächenverbrauch durch die Auswei-
sung von Baugebieten nach § 13b BauGB?

Die mit der Umfrage erhobenen Daten lassen Rückschlüsse auf den eingetretenen Flä-
chenverbrauch nur eingeschränkt zu.

Mit Blick auf den Aufwand seitens der Kommunen verständigte man sich im Frühjahr 
2018 auf die Abfrage des gesamten Geltungsbereichs des Bebauungsplans, pauscha-
liert mit einer Einteilung in drei Größenklassen von Plangebieten:
– bis 20.000 m²,
– 20.000 m² bis 30.000 m²,
– größer 30.000 m². 

Der Umgriff eines Bebauungsplans umfasst zunächst alle Flächen, deren boden-
rechtliche Nutzung durch den jeweiligen Bebauungsplan gesteuert wird. Dazu zählen 
neben den Baugrundstücken selbst beispielsweise auch öffentliche Grünflächen. Mit 
der Angabe zur Größe des Plangebiets kann daher der eingetretene Flächenverbrauch 
nicht ermittelt werden.
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Weitere Informationen über den Umfang eines bereits eingetretenen Flächenver-
brauchs im jeweiligen Bebauungsplanverfahren, also durch die Umsetzung baulicher 
Anlagen, wurden nicht abgefragt.

 b) Welche tatsächlich nutzbare Wohnfläche wurde auf diesen Flächen errich-
tet?

Die in der Umfrage erhobenen Daten lassen Rückschlüsse auf die tatsächlich nutzbare 
Wohnfläche nicht zu. Angaben wurden lediglich pauschal in den vier Gebäudekate-
gorien (Einzelhaus, Doppelhaus, Hausgruppe, Geschosswohnungsbau) erhoben. Die 
darauf basierende Auswertung ergibt für die abgeschlossenen Verfahren:
– In 80 Prozent wurden Flächen für Einfamilien- und Doppelhäuser ausgewiesen und 

Baurecht für ca. 1.133 Gebäude sowie ca. 1.529 Wohneinheiten geschaffen. 
– In 6 Prozent wurden ausschließlich Flächen für Hausgruppen und Geschosswoh-

nungsbauten ausgewiesen und Baurecht für ca. 14 Gebäude sowie ca. 189 Wohn-
einheiten geschaffen. 

– In 12 Prozent wurden Flächen für gemischte Bauformen ausgewiesen und Baurecht 
für ca. 395 Gebäude sowie ca. 611 Wohneinheiten geschaffen. 

– In 2 Prozent wurde eine Bauform nicht angegeben.

4. a) Wie hoch ist der noch zu erwartende Flächenverbrauch durch die bereits 
erfolgte Ausweisung von Baugebieten nach § 13b BauGB?

 b) Welche tatsächlich nutzbare Wohnfläche soll auf diesen Flächen errichtet 
werden?

Über die abgeschlossenen Verfahren hinaus wurden auch Angaben zu laufenden Ver-
fahren erfragt. Die Daten des Rücklaufs hierzu sind allerdings unvollständig.

5.  Gibt es Überlegungen seitens der Staatsregierung oder auf Bundesebene, 
die in § 13b BauGB genannte Frist zu verlängern?

Zuständig für eine mögliche Verlängerung der in § 13b BauGB genannten Frist wäre 
aufgrund der Gesetzgebungskompetenz der Bund. Im Koalitionsvertrag für die 19. Le-
gislaturperiode im Bund ist unter Nr. IX.1 vereinbart: „Das beschleunigte Bebauungs-
planverfahren für den Wohnungsbau werden wir evaluieren und gegebenenfalls weiter-
entwickeln“. Derzeit führt das Bundesministerium des Innern, für Bau und Verkehr eine 
Umfrage zur Anwendung des § 13b BauGB in den Ländern durch. Ob und gegebenen-
falls mit welchen Modifikationen die Regelung über den 31.12.2019 hinaus verlängert 
wird, lässt sich derzeit nicht vorhersagen. 
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